
Komitee Mobilfunk-Initiative, Postfach 502, Forchstrasse 8, 8032 Zürich 

Eidgenössische Volksinitiative 'Für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden Mobilfunk' (im Bundesblatt veröffentlicht am 
15. Oktober 2019). 

Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt auf Art. 34, 136, 139 und 194 der Bundes-
verfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 68ff., folgendes Begehren: 
 

Die Bundesverfassung1 wird wie 
folgt geändert: 

Art.118 Abs.2 Bst. d 

2 Er [der Bund] erlässt Vorschriften 
über: 

d. den Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung; das Gesetz regelt 
Folgendes in Bezug auf die Mo-
bilfunk- respektive Mikrowellen-
strahlung: 

1. die gemäss der Verordnung 
vom 23. Dezember 19992 
über den Schutz vor nichtioni-
sierender Strahlung geltenden 
Anlagegrenzwerte von 4-6 
Volt pro Meter dürfen nicht 
erhöht werden, auch nicht in-
folge neuer Messverfahren, 

2. die Versorgung mit Mobilfunk 
und Internet ist aufzuteilen in 
draussen und drinnen; die 
Leistung und folglich auch der 
Stromverbrauch von Mobil-
funksendern und drahtlosen 
lokalen Netzwerken sind in 
dem Mass herabzusetzen, 
dass die Immissionen die Ge-
bäudedämpfung nicht mehr 
durchdringen; im Gebäudein-
neren sind die Daten 

funkfrei durch Glasfaser- oder 
Koaxialkabel zu übertragen, 

3. das Gesetz hält in Bezug auf die 
nichtionisierende Strahlung aus-
drücklich die Grundrechte auf Ach-
tung der Wohnung sowie auf kör-
perliche und geistige Unversehrt-
heit und auf Bewegungsfreiheit 
fest gemäss Artikel 13 Absatz 1 
und Artikel 10 Absatz 2, 

4. das Gesetz reglementiert auch die 
privaten hochfrequenten Strah-
lungsquellen im Gebäudeinneren 
mit dem Ziel, dass keinerlei Funk-
strahlung in benachbarte Räume 
dringen kann, 

5. der Bund klärt die Bevölkerung via 
Bildungseinrichtungen und das 
Gesundheitssystem umfassend 
über die Gesundheitsgefährdung 
durch nichtionisierende Strahlung, 
mögliche Schutzvorkehrungen und 
die Symptome einer Elektrosensi-
bilität auf, 

6. er erhebt hinsichtlich der nichtioni-
sierenden Strahlung und des 
Krankheitsbildes einer Elektrosen-
sibilität Daten gemäss Artikel 65 
Absatz 1; diese Daten müssen 
angesichts der individuellen 
Symptomatik aussagekräftig sein, 

7. die Standorte von nicht sichtba-
ren Sendestationen sind zu 
markieren, und die Daten der 
Sendestationen sind zu veröf-
fentlichen, 

8. wenn Fernmeldefirmen neue 
Anlagen, die elektromagnetische 
Strahlung emittieren, oder die 
Erhöhung der Leistung beste-
hender Anlagen planen, benöti-
gen sie seitens der Einwohner-
schaft in einem Umkreis von 400 
Metern eine schriftliche Einwilli-
gung, 

9. unabhängige Fachleute sind 
befugt, unangemeldet die elekt-
romagnetischen Immissionen zu 
messen und ihre Daten mit den 
Angaben der Fernmeldefirmen 
zu vergleichen; beide Daten sind 
in Wochenfrist auf einer Platt-
form des Bundes nebeneinander 
zu publizieren, 

10. in allen öffentlichen Verkehrsmit-
teln ist eine Gruppe gekenn-
zeichneter Sitzplätze zur Verfü-
gung zu stellen, an denen die 
Verwendung elektronischer Ge-
räte untersagt ist, 

11. Personen mit Symptomen einer 
Elektrosensibilität müssen 

unentgeltlich Zugang zu unab-
hängigen Beratungsstellen ha-
ben, 

12. in öffentlichen Gebäuden wie 
Kindergärten, Schulen und höhe-
ren Bildungseinrichtungen, Kom-
munalgebäuden sowie Spitälern, 
Alters-, Behinderten- und Pflege-
heimen sind die Räumlichkeiten 
frei von elektromagnetischer 
Strahlung einzurichten. 

 

Art. 197 Ziff. 123 

12. Übergangsbestimmung zu Art. 118 
Abs. 2 Bst. d (Schutz der Gesundheit 
vor nichtionisierender Strahlung) 

Nach Annahme durch Volk und Stände 
ist Artikel 118 Absatz 2 Buchstabe d 
innerhalb zweier Jahre umzusetzen. 
An den Kosten für die angestrebte 
Umstellung beteiligen sich Bund, 
Fernmeldefirmen, Gerätenutzende und 
Kantone. 

 

1 SR 101 
2 AS 2000 213, 2007 4477, 2008 2809, 2009 

3565, 2016 1135, 2019 1491 
3 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbe-

stimmung wird nach der Volksabstimmung 

von der Bundeskanzlei festgelegt. 

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten 
stimmberechtigt sind. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. 

Kanton Postleitzahl Politische Gemeinde 

   

 

 Name 
(eigenhändig und möglichst in Block-
schrift) 

Vornamen 
(eigenhändig und mög-
lichst in Blockschrift) 

Geburtsdatum 
(Tag/Monat/Jahr) 

Wohnadresse 
(Strasse und Hausnummer) 

Eigenhändige Unter-
schrift 

Kontrolle 
(leer lassen) 

1       

2       

3       

 

Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volks-

initiative fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches. 

Das Initiativkomitee, bestehend aus nachstehenden Urheberinnen und Urhebern, ist berechtigt, diese Volksinitiative mit absoluter Mehrheit seiner noch stimmberech-
tigten Mitglieder zurückzuziehen: 

Bryner Sabine, Hauptstrasse 29, 9126 Necker; Gerig Zita, Busskirchstrasse 90, 8645 Jona; Grob Monika, Mürtschenstrasse 5, 8640 Rapperswil 
SG; Maurer Mary, Obere Seestrasse 30, 8272 Ermatingen; Niggli Ursula, Sommerwiesstrasse 6, 8200 Schaffhausen; Sturzenegger Hans, 
Gusslistrasse 30, 8404 Reutlingen; Widmer Ronald, Rigacher 21, 5420 Ehrendingen; Widmer Ruth, Rigacher 21, 5420 Ehrendingen 

Ablauf der Sammelfrist: 26. Juni 2021. 

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende .... (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in 
eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben. 

Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson (eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft) Amtsstempel 

Ort: 
   

Datum: 
 

 
 

Unterschrift: 
   

Amtliche 

Eigenschaft: 

   

 

! 

Wenn Sie das Anliegen dieser Volksinitiative unterstützen möchten, können Sie diese Unterschriftenliste ausdrucken, ausfüllen, in 
einen Briefumschlag stecken und möglichst früh vor dem 26. Juni 2021 senden an: 
Komitee Mobilfunk-Initiative, Postfach 502, Forchstrasse 8, 8032 Zürich. 
Es müssen nicht alle Zeilen ausgefüllt sein. ! 

 


